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370. Bundesgesetz: 2. Einkommensteuergesetz-Novelle 1971
3 7 1 . Bundesgesetz: Verbesserung der Schutz- und Erholungswirkungen des Waldes
3 7 2 . Bundesgesetz: Forstrechts-Bereinigungsgesetz-Novelle
3 7 3 . Bundesgesetz: 26. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz
3 7 4 . Bundesgesetz: Gewerbesteueränderungsgesetz 1971
3 7 5 . Verordnung: 35. Änderung der Arzneitaxe
3 7 6 . Verordnung: 3. Novelle zur KDV 1967

3 7 0 . Bundesgesetz vom 13. Juli 1971, mit
dem das Einkommensteuergesetz 1967 ge-
ändert wird (2. Einkommensteuergesetz-

Novelle 1971)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Einkommensteuergesetz 1967, BGBl.
Nr. 268, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 9/1969, BGBl. Nr. 194/1969, BGBl. Nr. 9/
1970, BGBl. Nr. 325/1970, BGBl. Nr. 370/1970
und BGBl. Nr. 228/1971, wird geändert wie folgt:

1. Im ersten Satz des § 4 Abs. 4 2. 4 treten an
die Stelle der Worte „ . . . (vor Abzug dieses
Absetzungsbetrages und vor Abzug der Betriebs-
ausgaben im Sinne der Z. 5 bis 9) . . . " die Worte
„ . . . (vor Abzug dieses Absetzungsbetrages und
vor Abzug der Betriebsausgaben im Sinne der
Z. 5 bis 10) . . . ".

2. Im ersten Satz des § 4 Abs. 4 Z. 6 treten an
die Stelle der Worte „ . . . (vor Abzug der Be-
triebsausgaben im Sinne der Z. 7 bis 9) . . . " die
Worte „ . . . (vor Abzug der Betriebsausgaben im
Sinne der Z. 7 bis 10) . . . " .

3. Im § 4 Abs. 4 erhält die Z. 9 die Bezeichnung
Z. 10 und wird als neue Z. 9 eingefügt:

„9. der Investitionsfreibetrag gemäß § 6 f;"

4. Im letzten Satz des § 4 Abs. 4 treten an die
Stelle der Worte „ . . . Z. 4 bis 9 . . . " die Worte
„ . . . Z. 4 bis 10 . . . ".

5. Der Abs. 3 des § 6 c hat zu lauten:

„(3) Die vorzeitige Abschreibung ist
a) für unbewegliche Wirtschaftsgüter mit

25 v. H. der Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten begrenzt; für Gebäude, soweit
sie für Wohnzwecke betriebszugehöriger
Arbeitnehmer bestimmt sind, erhöht sich
der Abschreibungssatz auf 50 v. H. der
Anschaffungs- oder Herstellungskosten,

b) für bewegliche Wirtschaftsgüter mit 45 v. H.
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten
begrenzt. Für bewegliche Wirtschaftsgüter,
die in Betrieben oder Betriebsstätten ver-
wendet werden, die in den in der Anlage B
genannten Gebieten liegen, erhöht sich der
Abschreibungssatz auf 60 v. H. der An-
schaffungs- oder Herstellungskosten.

Die vorzeitige Abschreibung kann nur inso-
weit in Anspruch genommen werden, als sie den
Betrag der gemäß § 6 d Abs. 2 und 3 aufzulösen-
den Investitionsrücklage(n) übersteigt."

6. Nach § 6 e wird folgende Bestimmung ein-
gefügt:

„ I n v e s t i t i o n s f r e i b e t r a g

§ 6 f. (1) Wird der Gewinn gemäß § 4 Abs. 1
oder Abs. 3 oder gemäß § 5 ermittelt und wer-
den weder die Begünstigungen der §§ 6 c bis 6 e
in Anspruch genommen noch eine Investitions-
rücklage gemäß § 6 d bestimmungsgemäß ver-
wendet, kann ein Investitionsfreibetrag in Höhe
von 20 v. H. der Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten der im Wirtschaftsjahr angeschafften oder
hergestellten abnutzbaren Wirtschaftsgüter des
Anlagevermögens neben der nach § 7 zulässigen
gewöhnlichen Absetzung für Abnutzung gewinn-
mindernd geltend gemacht werden. Für Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens, deren Her-
stellung sich über einen Zeitraum von mehr als
zwölf Monaten erstreckt, kann der Investitions-
freibetrag mit 20 v. H. der auf die einzelnen
Jahre der Herstellung entfallenden Teilbeträge
der Herstellungskosten gewinnmindernd abge-
setzt werden.
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(2) Ein Investitionsfreibetrag darf nicht in
Anspruch genommen werden

a) für Gebäude, soweit sie nicht unmittelbar
dem Betriebszweck dienen oder soweit sie
nicht für Wohnzwecke betriebszugehöriger
Arbeitnehmer bestimmt sind,

b) für Personenkrafträder, Personenkraft-
wagen und der Personenbeförderung die-
nende Luftfahrzeuge, ausgenommen Miet-
kraftwagen, Platzkraftwagen, Fahrschul-
wagen, Luftfahrzeuge der Luftverkehrs-
unternehmen und der Zivilluftfahrer-
schulen,

c) für geringwertige Wirtschaftsgüter, die
gemäß § 6 a abgeschrieben werden.

(3) Scheiden Wirtschaftsgüter, für die ein Inve-
stitionsfreibetrag gewinnmindernd geltend ge-
macht wurde, vor Ablauf des fünften auf das
Jahr ihrer Anschaffung oder Herstellung folgen-
den Wirtschaftsjahres aus dem Betriebsvermögen
aus oder werden sie in eine ausländische Betriebs-
stätte verbracht, so ist der Gewinn im Jahre des
Ausscheidens um den Freibetrag zu erhöhen.

(4) Ein Investitionsfreibetrag darf nur für
Wirtschaftsgüter in Anspruch genommen werden,
die in einem mit der Erklärung über den Gewinn
des jeweiligen Wirtschaftsjahres dem Finanzamt
vorgelegten laufend geführten Verzeichnis einzeln
mit ihrer genauen Bezeichnung, unter Bekannt-
gabe des Anschaffungs- oder Herstellungstages,
des Namens und der Anschrift des Lieferanten,
des Betrages der gewöhnlichen Absetzung für
Abnutzung, des am Schluß des Wirtschaftsjahres
verbleibenden Restwertes sowie des als Investi-
tionsfreibetrag geltend gemachten Betrages ange-
geben werden. Wurde dieses Verzeichnis nicht
mit der Steuererklärung dem Finanzamt vorge-
legt, geht aber aus der Erklärung oder den ihr
angeschlossenen Beilagen (Bilanz, Verlust- und
Gewinnrechnung, Einnahmen-, Ausgaben-Rech-
nung) hervor, daß bei der Gewinnermittlung ein
Investitionsfreibetrag abgesetzt worden ist, hat
das Finanzamt dem Steuerpflichtigen eine Nach-
frist von zwei Wochen zur Vorlage des Verzeich-
nisses zu setzen."

7. § 9 Abs. 1 Z. 4 erhält folgenden Wortlaut:

„4. Aufwendungen des Steuerpflichtigen für
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte;
zur Abgeltung der Mehraufwendungen, die da-
durch entstehen, daß anstelle der Massenbeförde-
rungsmittel ein eigenes Kraftfahrzeug benutzt
wird, werden nachstehende Pauschbeträge fest-
gesetzt: Bei Benützung eines

Kraftrades oder Motorfahrrades
bei einer Fahrtstrecke bis 20 km

3•— S täglich,
18•—S wöchentlich,

78•— S monatlich,
936•— S jährlich;

Personenkraftwagens (Kombinationskraftwagens)
bei einer Fahrtstrecke bis 20 km

12•50 S täglich,
75•— S wöchentlich,

325•— S monatlich,
3900•— S jährlich;

Kraftrades oder Motorfahrrades
bei einer Fahrtstrecke über 20 km

4•50S täglich,
27•— S wöchentlich,

117•—S monatlich,
1404•— S jährlich;

Personenkraftwagens (Kombinationskraftwagens)
bei einer Fahrtstrecke über 20 km

18•75 S täglich,
112•50 S wöchentlich,
487•50 S monatlich,

5850•— S jährlich.

Mit dem Pauschbetrag sind alle Mehraufwendun-
gen für Fahrten zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte mit dem eigenen Kraftfahrzeug ein-
schließlich der Absetzung für Abnutzung — aus-
genommen die Haftpflichtversicherungsprämie —
abgegolten. Zur Inanspruchnahme des Pausch-
betrages hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber
schriftlich zu erklären, daß er für Fahrten zwi-
schen Wohnung und Arbeitsstätte das eigene
Kraftfahrzeug benützt; außerdem hat er die Art
des Kraftfahrzeuges an Hand geeigneter Unter-
lagen nachzuweisen und im Falle der Inanspruch-
nahme des erhöhten Kraftfahrzeugpauschales bei
einer Entfernung über 20 km Fahrtstrecke dem
Arbeitgeber zu bestätigen, daß die Fahrtstrecke
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mehr als
20 km beträgt und dies durch geeignete Unter-
lagen glaubhaft zu machen. Der Arbeitgeber hat
den Zeitpunkt der Antragstellung sowie den in
Anwendung zu bringenden Pauschbetrag auf dem
Lohnkonto (§ 58) zu vermerken; der Pausch-
betrag kann für einen Zeitraum vor der Antrag-
stellung nicht angewendet werden. Der Arbeit-
nehmer ist verpflichtet, bei Änderung der Vor-
aussetzungen, auf Grund deren der Pauschbetrag
gewährt worden ist, unverzüglich dem Arbeit-
geber hievon Mitteilung zu machen. Der Arbeit-
geber hat die Änderung und den Zeitpunkt der
Änderung auf dem Lohnkonto zu vermerken.
Kommt der Arbeitnehmer dieser Verpflichtung
nicht nach, so ist die zuwenig einbehaltene Lohn-
steuer vom Arbeitnehmer nachzufordern;"

8. Im § 10 Abs. 1 ist folgende Z. 9 anzufügen:

„9. Steuerberatungskosten, soweit sie nicht als
Werbungskosten oder Betriebsausgaben zu be-
handeln sind."
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9. Im § 19 Abs. 2 Z. 2 lit. b treten an die Stelle der Beträge von

Artikel II

(1) Die Bestimmungen des Art. I sind anzu-
wenden

a) wenn die Einkommensteuer veranlagt wird,
erstmalig bei der Veranlagung für das
Kalenderjahr 1972,

b) wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer)
durch Abzug erhoben oder durch Jahres-
ausgleich festgestellt wird, für Lohnzah-
lungszeiträume, die nach dem 31. Dezem-
ber 1971 enden.

(2) Die vor dem Wirksamwerden (Abs. 1)
dieses Bundesgesetzes gebildeten Investitionsrück-
lagen (§ 6 d) können auf Antrag abweichend von
der Bestimmung des Artikels I Z. 6 für Wirt-
schaftsgüter, für die ein Investitionsfreibetrag in
Anspruch genommen wird, verwendet werden;
hiebei gelten die Rücklagen (Rücklagenteile) in
Höhe des Investitionsfreibetrages als bestim-
mungsgemäß aufgelöst.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

3 7 1 . Bundesgesetz vom 14. Juli 1971
zur Verbesserung der Schutz- und Erholungs-

wirkungen des Waldes

Der Nationalrat hat beschlossen:

Zielsetzungen
§ 1. (1) Aufgabe des Bundes nach diesem Bun-

desgesetz ist es, die Aufforstung von Flächen,
die als Waldflächen wesentlich günstige Wirkun-
gen auf Landeskultur und Landschaftshaushalt
(Schutzwirkungen des Waldes) oder für die
Erholung der Bevölkerung erbringen können,

sowie auf vorhandenen Waldflächen die Vor-
nahme von Gestaltungsmaßnahmen im Interesse
der Erholung zu fördern.

(2) Zu den Schutzwirkungen des Waldes zäh-
len insbesondere der Schutz gegen Elementar-
gefahren, wie Hochwässer und Lawinen, Ein-
wirkungen zur Erhaltung der Bodenkraft,
Schutz gegen Bodenabschwemmung und Boden-
verwehung, gegen Geröllbildung und Hang-
rutschung.

(3) Die Aufforstung im Sinne dieses Bundes-
gesetzes schließt alle Maßnahmen der Nach-
besserung, Kulturpflege und des Kulturschutzes
so lange ein, bis die Aufforstung nach forstfach-
lichen Gesichtspunkten als gesichert anzusehen
ist. Der Aufforstung gleichgestellt sind spätere
Schutz- und Pflegemaßnahmen nach Auftreten
von Katastrophenschäden oder starkem Schäd-
lingsbefall.

(4) Gestaltungsmaßnahmen im Interesse der
Erholung sind insbesondere

a) Eingriffe in den Waldbestand (z. B. Auf-
lichtungen, Sichtschneisen, Offenhalten von
Freiflächen), die betriebswirtschaftlich nicht
erforderlich wären und zusätzliche Kosten
oder verminderte Erträge hervorrufen;

b) Errichtung von erholungswirksamen An-
lagen, wie Waldpfade, Waldparkplätze,
Rastplätze, Spielstätten;

c) Durchführung von Erhaltungsarbeiten an
den unter lit. b genannten Anlagen sowie
von Reinigungsarbeiten (Abfallbeseitigung);

d) Übernahme von Schadens- und Haftungs-
risken, die dem Grundeigentümer aus der
Begehung des Waldes durch Erholung-
suchende erwachsen;

soweit sie auf der Bevölkerung zugänglichen
Waldflächen getätigt werden und nicht einzelnen
betrieblichen Einrichtungen (Gaststätten, Schi-
lifte u. dgl.) zugeordnet sind.
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Kostenrückersätze

§ 2. (1) Die Kosten der Aufforstungsmaßnah-
men sind zur Gänze aus Bundesmitteln zu tra-
gen, wenn die Aufforstung überwiegend aus den
im § 1 angeführten Gründen erfolgt und be-
triebswirtschaftlich nicht gerechtfertigt wäre
(z. B. Hochlagenaufforstungen, Aufforstung von
Steilhängen).

(2) Für Aufforstungen, die zwar zur Wahr-
nehmung der im § 1 angeführten Interessen
vorgenommen werden, die aber daneben auch
betriebswirtschaftliche Vorteile in einem für den
betreffenden Landschaftsteil mindestens durch-
schnittlichen Ausmaß erwarten lassen, sind aus
Bundesmitteln fünfzig Prozent der Kosten zu
tragen.

(3) Für Gestaltungsmaßnahmen im Interesse
der Erholung gemäß § 1 Abs. 1 ist die Hälfte
der Kosten aus Bundesmitteln zu tragen, wenn
aus Landes- oder Gemeindemitteln oder von an-
deren, an der Durchführung der Maßnahme
lokal interessierten Institutionen die andere
Hälfte aufgebracht wird. Hiebei kann die Auf-
bringung der Mittel sowohl von der Gebiets-
körperschaft erfolgen, in der der betreffende
Waldteil liegt, wie auch von solchen Gebietskör-
perschaften, in denen der Großteil der Erho-
lungsuchenden beheimatet ist.

Verfahren

§ 3. (1) Die Durchführung von Maßnahmen
im Sinne dieses Bundesgesetzes kann vom Eigen-
tümer der betroffenen Grundstücke sowie von
jeder daran interessierten Institution (Körper-
schaft öffentlichen Rechtes und Verein) beantragt
werden. Beantragt die Maßnahme nicht der
Eigentümer der betroffenen Grundstücke selbst,
so ist seine Zustimmungserklärung dem Antrag
beizuschließen.

(2) Die Durchführung der Maßnahmen obliegt
dem Grundeigentümer. Bei Gestaltungsmaßnah-
men im Interesse der Erholung kann die Durch-
führung im Einvernehmen mit dem Waldeigen-
tümer auch von der antragstellenden Person
oder Institution laut Abs. 1 übernommen wer-
den.

(3) Der Waldeigentümer ist vor Durchführung
der Aufforstungsmaßnahmen zu verpflichten,

a) begonnene Arbeiten nach Maßgabe zur
Verfügung gestellter Bundesmittel bis zur
Sicherung der Kultur zu Ende zu führen
und

b) die Waldfläche zukünftig so zu behandeln,
daß die mit der Aufforstung verbundenen
Zwecke gemäß § 1 gesichert bleiben.

(4) Von der Verpflichtung gemäß Abs. 3 lit. b
ist der Waldeigentümer im Falle des Auftretens

von Katastrophenschäden oder von starkem
Schädlingsbefall dann befreit, wenn zur Durch-
führung der erforderlichen Schutz- und Pflege-
maßnahmen keine öffentlichen Mittel zur Ver-
fügung gestellt werden.

(5) Vor der Durchführung von Gestaltungs-
maßnahmen im Interesse der Erholung ist der
Waldeigentümer unwiderruflich zu verpflichten,
den Erholungsverkehr auf den gegenständlichen
Waldflächen sowie die mit der Errichtung und
Erhaltung von Anlagen verbundenen Arbeiten
auf die Dauer der mittleren Benützbarkeit dieser
Anlagen, mindestens aber auf zehn Jahre, zu
dulden. Dieser Erklärung ist ein Erholungswald-
Projekt zugrunde zu legen, das aus Bundesmit-
teln zu erstellen ist und den genauen Umfang
der Inanspruchnahme des Waldes erkennen läßt.

(6) Der Waldeigentümer ist weiters zu ver-
pflichten, die aufgewendeten Bundesmittel zum
Teil oder zur Gänze zurückzuzahlen, falls er die
übernommenen Verpflichtungen nicht einhält.

§ 4. (1) Anträge auf Kostenübernahme aus
Bundesmitteln sind bei der zuständigen Bezirks-
verwaltungsbehörde einzubringen und von die-
ser nach Einholung von Stellungnahmen im
Wege des Amtes der Landesregierung dem Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft
vorzulegen. Stellungnahmen sind einzuholen von
der Landwirtschaftskammer, im Falle beantrag-
ter Gestaltungsmaßnahmen im Interesse des Er-
holungsverkehrs auch von der Handelskammer.

(2) Dem Antrag sind weiters beizuschließen
die Verpflichtungserklärung zur Kostenüber-
nahme gemäß § 2 Abs. 3 bzw. in den Fällen
des § 3 Abs. 1 zweiter Satz die Zustimmungs-
erklärung des Waldeigentümers.

(3) Die Übernahme von Kostenrückersätzen
aus Bundesmitteln richtet sich nach den im Bun-
desfinanzgesetz hiefür vorgesehenen Mitteln. Ein
Rechtsanspruch auf die Übernahme von Kosten
nach diesem Bundesgesetz besteht nicht.

(4) Die Entscheidung über die Kostentragung
durch den Bund trifft der Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft nach- Anhörung eines
Beirates. Hiebei ist aus einer das gesamte Bun-
desgebiet umfassenden Schau die jeweilige Vor-
rangigkeit von Projekten im Hinblick auf deren
landeskulturelle und erholungspolitische Wir-
kung zu berücksichtigen und sind die Gesichts-
punkte der Raumordnung und Landesplanung
zu beachten. Bei Aufforstungsmaßnahmen ist
auch eine allenfalls erwünschte Entlastung auf
dem Sektor der agrarischen Produktion, bei Ge-
staltungsmaßnahmen im Interesse der Erholung
sind auch allenfalls zu erwartende positive Aus-
wirkungen im Bereich des Fremdenverkehrs in
Betracht zu ziehen. Die Fortsetzung und der Ab-
schluß begonnener Projekte haben gegenüber
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neu eingereichten Projekten in der Regel Vor-
rang zu genießen.

(5) Art und Zeitpunkt der Mittelzuteilung
sind in einem Vertrag zu regeln, in dem auch die
Verpflichtungen gemäß § 3 Abs. 3 und 5 festzu-
halten sind. Werden die Maßnahmen nicht vom
Waldeigentümer selbst durchgeführt, hat die
durchführende Person oder Institution dem Ver-
trag beizutreten und für die vom Waldeigen-
tümer übernommenen Verpflichtungen solida-
risch zu haften.

(6) Im Vertrag ist durch entsprechende Rege-
lungen und erforderlichenfalls durch Erteilung
weiterer Auflagen dafür zu sorgen, daß die Ziel-
setzungen dieses Bundesgesetzes unter Bedacht-
nahme auf die Grundsätze der Sparsamkeit,
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit erreicht
werden.

Beirat

§ 5. (1) Der Beirat im Sinne des § 4 Abs. 4
(forstlicher Raumordnungsbeirat) besteht aus

a) je einem Vertreter der im Hauptausschuß
des Nationalrates vertretenen Parteien;

b) vier Vertretern der Waldeigentümer;
c) zwei Angehörigen des Forsttechnischen

Dienstes bei der allgemeinen Verwaltung
und

d) vier Experten der Raumplanung, die be-
sonders mit dem Gebiet der Wohlfahrts-
funktionen des Waldes und den Problemen
des ländlichen Raumes vertraut sind.

(2) Die Mitglieder des Beirates sowie ebenso
viele Ersatzmitglieder sind vom Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft jeweils für eine
Funktionsperiode von vier Jahren zu berufen,
hinsichtlich der Vertreter gemäß Abs. 1 lit. a
und b entsprechend den Vorschlägen der im
Hauptausschuß des Nationalrates vertretenen
Parteien bzw. der Präsidentenkonferenz der
Landwirtschaftskammern Österreichs. Die Mit-
glieder und Ersatzmitglieder müssen zum Natio-
nalrat wählbar sein.

(3) Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft kann ein von ihm berufenes Mitglied
(Ersatzmitglied) abberufen, wenn es nicht mehr
berufungsfähig ist oder nicht die Gewähr bietet,
daß es seine Aufgaben zu erfüllen vermag.

(4) Der Beirat kann seinen Sitzungen Experten
mit beratender Stimme beiziehen, insbesondere
bei Behandlung von Projekten eines bestimmten
Bundeslandes einen Experten aus diesem Lande
dann, wenn sich unter den Mitgliedern des Bei-
rates kein Forstfachmann aus diesem Lande be-
findet. Bei der Behandlung von Projekten, die
den Fremdenverkehr berühren, ist ein Experte
der Fremdenverkehrswirtschaft beizuziehen.

(5) Den Vorsitz im Beirat führt ein vom Bun-
desminister hiezu bestellter Beamter des Bundes-
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft. Der
Beirat faßt seine Beschlüsse mit einfacher Stim-
menmehrheit.

(6) Die Bürogeschäfte des Beirates sind vom
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft zu führen.

(7) Das Amt der Mitglieder (Ersatzmitglieder)
des Beirates ist ein unbesoldetes Ehrenamt. Die
Reise- und Aufenthaltsgebühren sowie allfällige
Sitzungsgelder der Angehörigen des Beirates sind
durch die Geschäftsordnung zu regeln.

(8) Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft hat die Mitglieder (Ersatzmitglieder)
des Beirates bei der Berufung zu verpflichten,
über den Verlauf der Beratungen des Beirates
sowie über die ihnen bei Ausübung ihres Amtes
bekannt gewordenen Geschäfts- und Betriebsver-
hältnisse Verschwiegenheit zu bewahren.

§ 6. Die Tätigkeit des Beirates wird durch eine
Geschäftsordnung geregelt, die vom Beirat be-
schlossen wird und der Genehmigung des Bun-
desministers für Land- und Forstwirtschaft be-
darf.

Finanzrechtliche und Schlußbestimmungen

§ 7. (1) Schriften und Amtshandlungen in den
Verfahren nach den Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes sind von den Stempel- und Rechts-
gebühren nach § 14 Gebührengesetz 1957,
BGBl. Nr. 267/1957, in der jeweils geltenden
Fassung sowie von den Bundesverwaltungsab-
gaben befreit und unterliegen nicht den Gerichts-
und Justizverwaltungsgebühren.

(2) Kostenrückersätze und sonstige Zuwendun-
gen auf Grund der Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes unterliegen nicht der Erbschafts-
(Schenkungs)steuer und gelten nicht als Entgelt
im Sinne des Umsatzsteuergesetzes.

§ 8. Zur finanziellen Bedeckung der in diesem
Bundesgesetz vorgesehenen Maßnahmen sind im
Bundesfinanzgesetz jährlich Ausgaben in einer
Höhe vorzusehen, die zur Erreichung der in die-
sem Bundesgesetz dargelegten Ziele (§ 1) erfor-
derlich sind.

§ 9. (1) Die Wahrnehmung der privatwirt-
schaftlichen Aufgaben des Bundes nach diesem
Bundesgesetz obliegt dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft.

(2) Mit der Vollziehung der §§ 7 und 8 ist der
Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich des § 7
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Justiz, betraut.

Jonas
Kreisky Weihs Androsch Broda
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3 7 2 . Bundesgesetz vom 14. Juli 1971,
mit dem das Bundesgesetz zur Bereinigung
des Forstrechtes abgeändert wird (Forst-

rechts-Bereinigungsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 12. Juli 1962, BGBl.
Nr. 222, zur Bereinigung des Forstrechtes (Forst-
rechts-Bereinigungsgesetz) wird abgeändert wie
folgt:

1. § 45 hat zu lauten:

„§ 45. F o r s t o r g a n e u n d i h r Auf-
g a b e n b e r e i c h .

(1) Zur Sicherung des öffentlichen Interesses
an der Walderhaltung und der Einhaltung der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes haben die
Eigentümer von Pflichtbetrieben (§ 55) nach
Maßgabe der Bestimmungen dieses Abschnittes
fachlich ausgebildetes Forstpersonal zu bestellen
(Forstorgane).

(2) Forstorgane im Sinne des Abs. 1 sind:

a) als leitende Forstorgane Forstwirte und
Förster;

b) als zugeteilte Forstorgane Forstwirte,
Forstassistenten, Förster und Forstadjunk-
ten.

(3) Für die Bestimmungen des § 34 Abs. 4 sind
Forstfachkräfte der Behörden und Landwirt-
schaftskammern in ihrem sachlichen und ört-
lichen Wirkungsbereich und im Rahmen ihrer
Dienstesverrichtungen den Forstorganen gemäß
Abs. 1 gleichgestellt.

(4) Aufgabe der leitenden Forstorgane gemäß
Abs. 2 lit. a ist die dem Abs. 1 entsprechende
Wirtschaftsführung von Forstbetrieben.

(5) Aufgabe der zugeteilten Forstorgane ist die
Unterstützung der leitenden Forstorgane im
Rahmen der Weisungen sowie die Ausübung,
allenfalls auch die Überwachung des Forstschutz-
dienstes.

(6) Forstorgane müssen österreichische Staats-
bürger sein und, soweit nicht § 50 anzuwenden
ist, die nach § 46 vorgeschriebene Ausbildung
nachweisen.

(7) Der Landeshauptmann kann vom Nach-
weis der österreichischen Staatsbürgerschaft be-
freien, wenn im Staate, dem der Antragsteller
angehört, österreichische Staatsbürger für die

Anstellung im Forstdienst den Angehörigen die-
ses Staates gleichgestellt sind, der Antragsteller
seine forstliche Ausbildung im Inland erworben
hat oder seine Ausbildung im Ausland als eine
dem entsprechenden inländischen Ausbildungs-
gang im Sinne des § 50 gleichgestellt anerkannt
wurde."

2. § 46 hat zu lauten:

„§ 46. A u s b i l d u n g s g a n g .

(1) Es haben nachzuweisen:

a) der Forstassistent die erfolgreiche Vollen-
dung der Diplomstudien der Studienrich-
tung für Forst- und Holzwirtschaft an der
Hochschule für Bodenkultur in Wien;

b) der Forstadjunkt den erfolgreichen Besuch
einer Höheren Lehranstalt für Forstwirt-
schaft (Försterschule);

c) der Forstwirt die Ausbildung nach lit. a
sowie die erfolgreiche Ablegung der Staats-
prüfung für den höheren Forstdienst;

d) der Förster die Ausbildung nach lit. b so-
wie die erfolgreiche Ablegung der Staats-
prüfung für den Försterdienst.

(2) Absolventen der Studienrichtung für
Forst- und Holzwirtschaft an der Hochschule für
Bodenkultur in Wien, die die Staatsprüfung für
den höheren Forstdienst erfolgreich abgelegt
haben und nicht als leitende Forstorgane bestellt
sind, sind, auch wenn sie nicht in einem Forst-
betrieb tätig sind, staatlich geprüfte Forstwirte
im Sinne dieses Bundesgesetzes (in diesem Bun-
desgesetz Forstwirt genannt)."

3. § 47 hat zu lauten:

„§ 47. S t a a t s p r ü f u n g f ü r d e n
h ö h e r e n F o r s t d i e n s t .

(1) Die Staatsprüfung für den höheren Forst-
dienst hat die fachliche Befähigung zur richtigen
Anwendung der erworbenen theoretisch-wissen-
schaftlichen Kenntnisse auf den verschiedenen
Gebieten der praktischen Forstwirtschaft zu er-
weisen.

(2) Zur Abhaltung der Prüfung hat der Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft beim
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft eine Staatsprüfungskommission für den
höheren Forstdienst einzusetzen. Diese besteht
aus dem Leiter der Forstsektion des Bundesmini-
steriums für Land- und Forstwirtschaft oder sei-
nem Stellvertreter als Vorsitzenden und aus vier
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Prüfungskommissären, von denen drei Forst-
wirte und der vierte rechtskundig sein müssen.
Der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft hat auf die Dauer von fünf Jahren auf
Vorschlag des Vorsitzenden zehn Forstwirte und
drei rechtskundige Personen als Prüfer zu be-
stellen. Sie sind vom Vorsitzenden fallweise ein-
zuberufen. Von den Forstwirten müssen min-
destens drei als Forstwirtschaftsführer tätig sein
oder tätig gewesen sein.

(3) Für die Zulassung zur Staatsprüfung für
den höheren Forstdienst hat der Prüfungswer-
ber nachzuweisen:

a) die Vollendung der Studien für Forst- und
Holzwirtschaft an der Hochschule für Bo-
denkultur in Wien;

b) die Ablegung von Einzelprüfungen und den
Besuch von Vorlesungen auf der Hoch-
schule für Bodenkultur in Wien, die außer-
halb des normalen Studienganges liegende,
aber für den höheren Forstdienst belang-
reiche Wissensgebiete zum Gegenstand
haben. Die Einzelprüfungen und Vorlesun-
gen werden vom Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für
Untericht durch Verordnung bestimmt;

c) eine mindestens dreijährige praktische
Tätigkeit nach Vollendung des Hochschul-
studiums (lit. a) unter Leitung eines Forst-
wirtes;

d) die Vorlage einer einwandfrei geführten
schriftlichen Arbeit (Themenbuch), in der
der Prüfungswerber anknüpfend an seine
Wahrnehmungen und Erfahrungen wäh-
rend der fachlichen Betätigung seine An-
schauungen in forstlichen Fragen in zu-
sammenhängenden Abhandlungen nieder-
gelegt hat."

4. § 48 hat zu lauten:

„§ 48. S t a a t s p r ü f u n g f ü r d e n
F ö r s t e r d i e n s t .

(1) Die Staatsprüfung für den Försterdienst
hat die fachliche Befähigung zur richtigen An-
wendung der erworbenen schulischen Kenntnisse
hinsichtlich des Betriebsdienstes, der forstlichen
Produktion, der Arbeitstechnik und der Jagd und
Fischerei auf allen für die Ausübung des Förster-
dienstes belangreichen Gebieten zu erweisen.

(2) Zur Abhaltung der Prüfung hat der Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft beim
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
eine Staatsprüfungskommission für den Förster-
dienst einzusetzen. Diese besteht aus einem Ab-
teilungsleiter der Forstsektion des Bundesmini-

steriums für Land- und Forstwirtschaft als Vor-
sitzenden und drei Prüfungskommissären, von
denen zwei Forstwirte und einer Förster sein
müssen. Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft hat auf die Dauer von fünf Jahren auf
Vorschlag des Vorsitzenden sieben Forstwirte
und drei Förster als Prüfer zu bestellen. Sie sind
vom Vorsitzenden fallweise einzuberufen.

(3) Für die Zulassung zur Prüfung hat der Prü-
fungswerber nachzuweisen:

a) den erfolgreichen Besuch der höheren Lehr-
anstalt für Forstwirtschaft (BGBl. Nr. 175/
1966 in der Fassung BGBl. Nr. 332/1971);

b) eine mindestens zweijährige praktische Tä-
tigkeit nach Vollendung der höheren Lehr-
anstalt unter Leitung eines Forstorgans
gem. § 45 Abs. 4;

c) die Vorlage einer einwandfrei geführten
schriftlichen Arbeit (Themenbuch), in der
der Prüfungswerber anknüpfend an seine
Wahrnehmungen und Erfahrungen während
der fachlichen Betätigung seine Anschauun-
gen in forstlichen Fragen in zusammen-
hängenden Abhandlungen niedergelegt
hat."

5. § 49 hat zu lauten:

„§ 49. G e m e i n s a m e V o r s c h r i f t e n
ü b e r d i e S t a a t s p r ü f u n g f ü r d e n
h ö h e r e n F o r s t d i e n s t u n d f ü r d e n

F ö r s t e r d i e n s t .

(1) Über die Zulassung zu den Staatsprüfungen
für den höheren Forstdienst und Försterdienst
entscheidet das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft. Der Prüfungswerber hat bei Vor-
liegen der gesetzlichen Voraussetzungen Anspruch
auf Zulassung zur Prüfung.

(2) Hinsichtlich der vorgeschriebenen Zeiten
für die praktische Tätigkeit können andere forst-
und holzwirtschaftliche Beschäftigungen im In-
und Ausland, wenn sie für die fachliche Ausbil-
dung vorteilhaft erscheinen, bis zur Hälfte der-
selben eingerechnet werden.

(3) Die Staatsprüfung besteht aus einem
schriftlichen und nachfolgenden mündlichen Teil;
der mündliche Teil ist im Wald und im geschlos-
senen Raume durchzuführen.

(4) Die Entscheidung der Prüfungskommission
hat auf „mit Auszeichnung befähigt", „befähigt"
und „nicht befähigt" zu lauten. Die Prüfung ist
bestanden, wenn der Prüfling in allen Gegen-
ständen entsprochen hat. Die Note „mit Aus-
zeichnung befähigt" kann nur mit Stimmenein-
helligkeit der Prüfungskommissäre zuerkannt
werden. Hat ein Prüfling nur in einem Gegen-
stand nicht entsprochen und wird die Prüfung
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im nächsten, spätestens im übernächsten Prü-
fungstermin wiederholt, so beschränkt sich diese
auf den Gegenstand, in dem nicht entsprochen
wurde. In allen anderen Fällen erstreckt sich die
Wiederholung auf die ganze Prüfung. Eine Prü-
fung kann nur zweimal wiederholt werden.

(5) Jeder Prüfungswerber hat, bei sonstigem
Ausschluß, spätestens bis vor Beginn der Prüfung
eine Prüfungstaxe zu entrichten. Die Prüfungs-
taxe hat das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft durch Verordnung so festzu-
setzen, daß hieraus der Kostenaufwand der Prü-
fung und die Entschädigung der Mitglieder der
Prüfungskommission ihre Deckung finden. Die
Reisekosten der Mitglieder der Prüfungskommis-
sion trägt der Bund."

6. § 50 hat zu lauten:

„§50. A n e r k e n n u n g a u s l ä n d i s c h e r
P r ü f u n g s z e u g n i s s e .

(1) Eine im Ausland mit Erfolg abgelegte fach-
liche Prüfung kann das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft als den im § 46 ge-
nannten Ausbildungen gleichwertig anerkennen,
wenn

a) eine entsprechende forstfachliche Betätigung
des Antragstellers im Inland erwarten läßt,
daß er sich mit den österreichischen forst-
lichen Verhältnissen so weit vertraut ge-
macht hat, daß er die ihm als Forstorgan
gestellten Aufgaben zu erfüllen vermag,
und

b) der durchlaufene Ausbildungsgang, ins-
besondere hinsichtlich der Zulassungsbedin-
gungen zur Prüfung und des Umfanges des
Stoffes der abgelegten Prüfung, im wesent-
lichen dem entsprechenden inländischen
Ausbildungsgang gleichgesetzt werden
kann.

(2) Bestehen über die Gleichwertigkeit Beden-
ken, so kann das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft die Anerkennung von der
Ablegung einer Ergänzungsprüfung abhängig
machen. Diese ist vor der jeweils zuständigen
Prüfungskommission abzulegen. Sie hat die ein-
schlägigen österreichischen Rechtsvorschriften und
jene Sachgebiete zum Gegenstand, die im Ausbil-
dungsgang des Bewerbers nicht in einem den
österreichischen Vorschriften entsprechenden Aus-
maß berücksichtigt wurden. Die Bestimmungen
des § 49 Abs. 4 und 5 sind sinngemäß anzu-
wenden."

7. § 51 hat zu lauten:

„§ 51. F o r s t s c h u t z o r g a n e .

(1) Die Behörde hat auf Antrag des Wald-
eigentümers zum Schutze des Waldes und seiner

Produkte geeignete Personen als Forstschutz-
organe zu bestätigen.

(2) Die Landesgesetzgebung kann gemäß
Art. 10 Abs. 2 B-VG festlegen, unter welchen
Voraussetzungen Forstschutzorgane für mehrere
Waldeigentümer gemeinsam bestätigt werden
können.

(3) Als Forstschutzorgane sind zu bestätigen:

a) die Forstorgane im Sinne des § 45 Abs. 2,

b) Absolventen der forstlichen Fachschule
(§§ 60-72),

c) Forstfacharbeiter im Sinne der land- und
forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsvor-
schriften; die Behörde hat sich jedoch vor
der Bestätigung durch eingehende Befragung
die Gewißheit zu verschaffen, daß der Be-
werber mit den Rechten und Pflichten einer
öffentlichen Wache genauestens vertraut ist,

d) Berufsjäger, sofern der Bewerber den er-
folgreichen Besuch eines mindestens sechs-
wöchigen einschlägigen forstlichen Lehr-
ganges nachweisen kann,

e) Personen, die in den Bundesländern Tirol
und Vorarlberg nach Absolvierung eines
Forstwarte- oder Waldaufseherkurses nach
den in diesen Bundesländern geltenden ge-
setzlichen Bestimmungen als Waldaufseher
bestellt sind.

(4) Beantragt der Waldeigentümer seine Be-
stätigung als Forstschutzorgan und vermag er das
Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Abs. 3
nicht nachzuweisen, hat sich die Behörde durch
eingehendes Befragen die Gewißheit zu verschaf-
fen, daß der Bewerber mit den erforderlichen
praktischen und technischen Kenntnissen über den
Forstschutz sowie mit den Rechten und Pflichten
einer öffentlichen Wache genauestens vertraut ist.

(5) Forstschutzorgane müssen österreichische
Staatsbürger sein, das 21. Lebensjahr vollendet
haben und die für die Ausübung des Forstschutz-
dienstes erforderliche geistige, charakterliche und
körperliche Eignung besitzen.

(6) Die für die Ausübung des Forstschutzdien-
stes erforderliche charakterliche Eignung wird
insbesondere bei Personen zu prüfen sein, die
wegen einer strafbaren Handlung vom Gericht
rechtskräftig verurteilt worden sind.

(7) Wird eine Person erstmalig als Forstschutz-
organ bestätigt, so ist sie zu vereidigen. Dem ver-
eidigten Forstschutzorgan ist ein Dienstausweis
und Dienstabzeichen auszufolgen.

(8) Die näheren Vorschriften über die Vereidi-
gung, den Dienstausweis und das Dienstabzeichen
werden vom Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft durch Verordnung erlassen."
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8. § 55 hat zu lauten:

„§ 55. P f l i c h t z u r B e s t e l l u n g v o n
l e i t e n d e n F o r s t o r g a n e n .

(1) Gemäß § 45 Abs. 1 haben Eigentümer von
Waldflächen von mindestens 500 ha, sofern sie
eine wirtschaftliche Einheit bilden, auch wenn die
Flächen nicht zusammenhängen, leitende Forst-
organe zu bestellen (Pflichtbetriebe).

(2) Der Verpflichtung des Abs. 1 ist ent-
sprochen, wenn für jeden Pflichtbetrieb

a) mit einer Waldfläche von mehr als 1800 ha
ein Forstwirt,

b) mit einer Waldfläche von mehr als 500 ha
und nicht mehr als 1800 ha ein Förster

bestellt wird.

(3) Der Verpflichtung gemäß Abs. 1 wird auch
entsprochen, wenn ein Ziviltechniker für Forst-
wirtschaft mit der Wahrnehmung der Agenden
eines leitenden Forstorgans beauftragt ist und
die einem solchen Ziviltechniker insgesamt der-
art anvertraute Waldfläche nicht größer als
5000 ha ist, sofern dem Ziviltechniker bei Pflicht-
betrieben gemäß Abs. 2 lit. a mindestens ein
Förster und bei Pflichtbetrieben gemäß Abs. 2
lit. b mindestens ein Absolvent der forstlichen
Fachschule zugeteilt ist. Abs. 4 ist sinngemäß an-
zuwenden.

(4) Der Landeshauptmann kann auf gemein-
samen Antrag der beteiligten Waldeigentümer be-
willigen, daß für mehrere Pflichtbetriebe ein ge-
meinsames leitendes Forstorgan bestellt werden
kann, wenn

a) die gesamte Waldfläche 5000 ha nicht über-
steigt,

b) die Waldflächen örtlich und verkehrsmäßig
so liegen, daß eine gemeinsame Leitung in
ordnungsgemäßer Form gewährleistet ist,
und

c) die Voraussetzungen des § 59 Abs. 1 und 2
vorliegen.

(5) Der Landeshauptmann kann zum Ausgleich
von wirtschaftlichen Härten infolge ungünstiger
Produktionsverhältnisse auf Antrag des Wald-
eigentümers die Bestellungspflicht gemäß Abs. 1
auf die Dauer von 10 Jahren aufheben, wenn der
Nutzholzeinschlag des Betriebes im Durchschnitt
der letzten 10 Jahre nicht mehr als 2500 Ernte-
testmeter ohne Rinde betragen hat oder infolge
geänderter betriebswirtschaftlicher Verhältnisse
in den kommenden 10 Jahren betragen wird, was
durch ein entsprechendes Fachgutachten vom An-
tragsteller zu belegen ist. Das gleiche gilt für eine
Umwandlung der Bestellungspflicht gemäß
Abs. 2 lit. a in eine solche gemäß Abs. 2 lit. b,
wenn der Nutzholzeinschlag nicht mehr als
7000 fm beträgt."

9. § 56 hat zu lauten:

„ § 5 6 . P f l i c h t z u r B e s t e l l u n g v o n
z u g e t e i l t e n F o r s t o r g a n e n .

(1) In Pflichtbetrieben gemäß § 55 Abs. 2 lit. a
ist dem leitenden Forstorgan erforderlichenfalls
eine solche Anzahl weiterer Forstorgane zuzu-
teilen, daß dadurch eine entsprechende und fort-
währende Beaufsichtigung der Wälder zur Ein-
haltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
und zur Walderhaltung sichergestellt wird.

(2) Die Behörde hat eine Bestellung von zuge-
teilten Forstorganen dem Waldeigentümer nach
Maßgabe des Abs. 3 aufzutragen, wenn zufolge
zu geringen Personalstandes die Einhaltung der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nicht ge-
währleistet ist. Die Gewährleistung ist insbeson-
ders dann nicht gegeben, wenn aus der rechts-
kräftigen Feststellung eines Verstoßes gegen die
einschlägigen bundesgesetzlichen Bestimmungen
betreffend Aufforstung, Forstschutz, Waldver-
wüstung und Schlägerung ein Zusammenhang
zwischen diesem Verstoß und einem zu geringen
Personalstand erkennbar ist.

(3) Eine bescheidmäßige Anordnung gemäß
Abs. 2 hat bei der Festlegung der erforderlichen
Forstorganzahl zu berücksichtigen:

a) das Vorhandensein von Forstorganen einer
Zentralverwaltung,

b) das Vorliegen von Organisationsformen,
die zur Entlastung der Forstorgane von be-
triebswirtschaftlichen Aufgaben beitragen,
insbesondere das Vorhandensein von ein-
fach ausgebildeten Forstangestellten (Absol-
venten der forstlichen Fachschule gemäß
§§ 60 bis 72),

c) die Flächengestalt des Betriebes und das
Vorhandensein von Nebenbetrieben, wie
überhaupt Erleichterungen und Erschwer-
nisse der Betriebsabläufe,

d) ein niederer oder geringwertiger Holzein-
schlag infolge ungünstiger Produktionsver-
hältnisse."

10. § 57 hat zu lauten:

„§ 57. Die Bestimmungen der §§ 55 und 56
gelten nicht für solche Waldgrundstücke von
Eisenbahnunternehmungen, die als Eisenbahn-
anlagen im Sinne des § 10 des Eisenbahngesetzes
1957, BGBl. Nr. 60, anzusehen sind."

11. Abschnitt VIII erhält die Überschrift
„Forstliche Fachschule".

12. § 60 hat zu lauten:

„§ 60. E r r i c h t u n g e i n e r f o r s t l i c h e n
F a c h s c h u l e .

(1) Zum Zwecke der Ausbildung von Forstper-
sonal hat das Bundesministerium für Land- und
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Forstwirtschaft namens des Bundes im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Finan-
zen eine forstliche Fachschule zu errichten und
zu erhalten. Die forstliche Fachschule ist eine be-
rufsbildende Schule mit einer Schulstufe.

(2) Den Sitz der Fachschule bestimmt das Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen durch Verordnung.

(3) Der Fachschule ist ein Schülerheim anzu-
gliedern, ferner ist zur Durchführung der Übun-
gen und Ausbildung im Walde die Benützung
eines zweckentsprechenden Lehrforstes sicherzu-
stellen."

13. § 61 hat zu lauten:

„§ 61. A u f g a b e d e r F a c h s c h u l e .

(1) Die Fachschule hat die Aufgabe, den Schü-
lern die erforderlichen fachlichen Kenntnisse zu
vermitteln, die sie befähigen, nach den Anwei-
sungen von Forstorganen bestimmte Aufgaben
des forstlichen Betriebsdienstes durchzuführen
sowie den Forstschutzdienst zu versehen. Weiters
hat die Fachschule die Aufgabe, die Schüler zu
demokratischen, heimatverbundenen, sittlich und
religiös gefestigten und sozial denkenden Staats-
bürgern heranzubilden sowie ihre Allgemeinbil-
dung in einer der künftigen Berufstätigkeit an-
gemessenen Weise zu vertiefen.

(2) Die Fachschule hat auch jene theoretischen
Grundlagen zu vermitteln, die Voraussetzung zur
Ablegung der Meisterprüfung im Sinne des § 15
des land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbil-
dungsgesetzes, BGBl. Nr. 177/1952 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1965 sind."

14. § 62 hat zu lauten:

„§ 62. U n t e r r i c h t u n d L e h r p l a n .

(1) Der theoretische Unterricht ist durch Übun-
gen und durch praktischen Unterricht zu ergän-
zen. Das Ausmaß des Unterrichtes und der Übun-
gen umfaßt 1500 Stunden als Pflichtgegenstände.

(2) Die Schule beginnt in der ersten September-
woche und endet in der letzten Juniwoche.

(3) Den Lehrplan hat das Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft durch Verordnung
festzusetzen, wobei als Pflichtgegenstände vorzu-
sehen sind:

a) allgemein bildende Gegenstände,
b) forstliche Fachgegenstände: Waldbau, Forst-

nutzung, Forsttechnik und Baukunde, Meß-
kunde und Holzverwertung, Forstschutz,
Gesetzeskunde, Wildkunde und Jagdbetrieb,

c) praktischer Unterricht."

15. § 63 hat zu lauten:

„§63. A u f n ä h m e in d i e F a c h s c h u l e .

(1) In die Fachschule darf nur aufgenommen
werden, wer

a) körperlich und geistig geeignet ist,
b) das 16. Lebensjahr vollendet hat,
c) den Besuch einer land- und forstwirtschaft-

lichen Berufsschule nachweist,
d) die Aufnahmsprüfung (Abs. 2) mit Erfolg

abgelegt hat.

(2) In der Aufnahmsprüfung ist festzustellen,
ob der Bewerber die für die Aufnahme in die
Fachschule nötige geistige Reife und das nötige
Grundwissen, insbesondere in Rechnen, Deutsch
und Naturkunde, hat. Als Maßstab sind die
Kenntnisse von Absolventen der Hauptschule zu
nehmen.

(3) Vom Nachweis gemäß Abs. 1 lit. c und d
ist befreit, wer

a) im Sinne der Bestimmungen des land- und
forstwirtschaftlichen Berufsausbildungs-
gesetzes als in der Forstwirtschaft geprüfter
Arbeiter gilt,

b) mindestens einen Jahrgang einer landwirt-
schaftlichen Fachschule mit Erfolg besucht
hat,

c) eine mindestens fünfjährige praktische
Tätigkeit in der Forstwirtschaft nachweisen
kann.

(4) Der Besuch einer Berufsschule wird durch
eine zweijährige Praxiszeit unter der Leitung eines
Forstorgans ersetzt."

16. § 64 hat zu lauten:

„§ 64. S c h u l g e l d f r e i h e i t .

(1) Der Unterricht an der Fachschule ist un-
entgeltlich.

(2) Die Einhebung von Prüfungstaxen, Lern-
und Arbeitsmittelbeiträgen, Unfallversicherungs-
prämien und eines Beitrages für die Unterbrin-
gung, Verpflegung und Betreuung im Schüler-
heim ist zulässig; diese Taxen und Beiträge dür-
fen jedoch höchstens kostendeckend sein."

17. § 65 hat zu lauten:

„§ 65. A b s c h l u ß z e u g n i s .

(1) Die Abschlußprüfung der Fachschule um-
faßt die Gegenstände Waldbau, Forstnutzung,
Forsttechnik, Meßkunde und Holzverwertung,
Forstschutz, Gesetzeskunde. Sie gliedert sich in
eine theoretische und praktische Prüfung, die
theoretische Prüfung hat einen schriftlichen und
einen mündlichen Teil.

(2) Auf Grund der abgelegten Abschlußprüfung
ist dem Schüler ein Zeugnis auszustellen. In dieses
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sind die Ergebnisse der Prüfung sowie die übrigen
Gegenstände ohne besondere Prüfung mit den
Jahresnoten einzutragen."

18. § 66 hat zu lauten:

„§ 66. S c h ü l e r b e u r t e i l u n g .

(1) In den Zeugnissen ist der Lernerfolg der
Schüler, gemessen nach Inhalt und Form an den
im Lehrplan festgelegten Anforderungen, sowie
der Fleiß und das Betragen durch einheitliche
Noten zu beurteilen.

(2) Die Schülerbeurteilung hat nach einer
fünfstufigen Notenskala mit den Bezeichnungen
„sehr gut (1)", „gut (2)", „befriedigend (3)", „ge-
nügend (4)" und „nicht genügend (5)", zu erfol-
gen. Der Lernerfolg ist mit „nicht genügend" zu
beurteilen, wenn die Leistungen so unzureichend
sind, daß ohne Wiederholung des ganzen Lehr-
stoffes eine sichere Grundlage für die Anforderun-
gen des Berufes fehlt.

(3) Einer Wiederholungsprüfung hat sich der
Schüler zu unterziehen, wenn er höchstens in
einem Gegenstand nicht entsprochen hat. Die
Wiederholungsprüfung hat zu Beginn des nächst-
folgenden Schuljahres stattzufinden und sich nur
auf den Gegenstand mit nichtgenügendem Erfolg
zu beschränken.

(4) Der Schulbesuch darf nur wiederholt wer-
den, wenn der Schüler höchstens in zwei Gegen-
ständen nicht entsprochen hat.

(5) Ein Schüler hat aus der Schule auszuschei-
den, wenn er

a) in mehr als zwei Gegenständen nicht ent-
sprochen hat,

b) bei Wiederholung eines Schuljahres auch
nur in einem Gegenstand nicht entsprochen
hat."

19. § 67 hat zu lauten:

„§ 67. P r ü f u n g s k o m m i s s i o n e n .

(1) Die Aufnahmsprüfung und die Abschluß-
prüfung der Fachschule sind vor je einer Prü-
fungskommission abzulegen. Sie sind an
der Fachschule einzurichten.

(2) Jede Prüfungskommission setzt sich zusam-
men aus dem Vorsitzenden und drei weiteren
Mitgliedern. Die Mitglieder der Prüfungskom-
mission hat der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft auf die Dauer von drei Jahren
zu bestellen. Der Vorsitzende muß Forstwirt, die
weiteren Mitglieder müssen Lehrer an der Fach-
schule sein."

20. Abs. 1 des § 68 hat zu lauten:

„(1) Die forstliche Fachschule ist dem Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft un-
mittelbar unterstellt."

21. Abs. 2 lit. d des § 70 hat zu lauten:

„d) Ausschluß aus der forstlichen Fachschule."

22. § 71 hat zu lauten:

„§ 71.

(1) Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft hat im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen durch Verordnung die
Höhe des Schülerheimbeitrages und der Prüfungs-
gebühren festzusetzen. Der Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft hat ferner durch Ver-
ordnung eine Dienstordnung (Abs. 3), eine Schul-
ordnung und eine Heimordnung (Abs. 4) zu
erlassen.

(2) Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft kann bei Bedürftigkeit den Schüler-
heimbeitrag im Einzelfall ermäßigen oder ganz
nachlassen.

(3) Die Dienstordnung hat nähere Anweisun-
gen hinsichtlich der Rechte und Pflichten des
Direktors, des Lehr- oder sonstigen Schul- und
Heimpersonals zu enthalten, die geeignet sind,
sicherzustellen, daß der Unterricht und die Auf-
sicht im Schülerheim klaglos durchgeführt werde.
Es sind insbesondere Bestimmungen über die
Lehrverpflichtungen des Lehrpersonals, Lehrer-
konferenz, Beaufsichtigung der Schüler, Verwal-
tung der Lehrmittel oder sonstige Dienstgeschäfte
zu treffen.

(4) Die Schulordnung und Heimordnung haben
zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Dis-
ziplin in Schule und Heim nähere Bestimmungen
über das Verhalten der Schüler in der Schule und
im Schülerheim, so über die Schul- und Unter-
richtszeit, Schulferien, Tageseinteilung, Ausgang,
Tagesdienst, Besuchsempfang, zu treffen."

23. Im § 72 ist das Wort „Försterschulen" durch
„forstliche Fachschulen" zu ersetzen.

24. Dem § 84 Abs. 2 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Ihre Ausbildung erfolgt im Rahmen der in
diesen Bundesländern eingerichteten Waldauf-
seherkurse."

Artikel II

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Personen, welche die Staatsprüfung für den
Försterdienst nach den bisherigen Bestimmungen
erfolgreich abgelegt haben oder diesen gleichge-
stellt wurden, sind Förster im Sinne dieses Ge-
setzes.

(2) Absolventen einer Bundesförsterschule, die
ihre praktische Tätigkeit in einem Forstbetrieb
absolvieren (Forstadjunkten), gelten als Forst-
organe im Sinne dieses Gesetzes.
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(3) Personen, welche nach den bisher geltenden
Bestimmungen als Forstschutzorgane vereidigt
worden sind, gelten als Forstschutzorgane im
Sinne dieses Gesetzes.

(4) Personen, die nach den bisher geltenden
Bestimmungen die Försterausbildung durch Ein-
tritt in den Grundlehrgang spätestens im Herbst
1971 begonnen haben, können diesen Ausbil-
dungsgang einschließlich der Staatsprüfung für
den Försterdienst nach den bisher geltenden Be-
stimmungen beenden.

(5) Unbeschadet der Bestimmungen des Ar-
tikels III bleiben die bisher geltenden Bestimmun-
gen der §§ 47 bis 49 und 60 bis 71 so lange auf-
recht, als dies zur Durchführung der Bestimmung
des Abs. 3 notwendig ist.

Artikel III
I n k r a f t t r e t e n .

Dieses Bundesgesetz tritt in Kraft
a) hinsichtlich der Bestimmungen des Art. I

Z. 8 bis 10 am 1. Juli 1976,
b) hinsichtlich der Bestimmungen des Art. I

Z. 11 bis 23 am 1. Juli 1974,
c) hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen am

1. Jänner 1972.

Artikel IV

V o l l z i e h u n g .

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
betraut, hinsichtlich der Bestimmungen des Art. I
Z. 3 im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Unterricht und Kunst, hinsichtlich der Be-
stimmung des Art. I Z. 12 und 22 im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen.

Jonas
Kreisky Weihs Gratz Androsch

3 7 3 . Bundesgesetz vom 16. Juli 1971, mit
dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz
geändert wird (26. Novelle zum Allgemeinen

Sozialversicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,

BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/1957,
BGBl. Nr. 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958, BGBl.
Nr. 293/1958, BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. Nr. 290/
1959, BGBl. Nr. 87/1960, BGBl. Nr. 168/1960,
BGBl. Nr. 294/1960, BGBl. Nr. 13/1962, BGBl.
Nr. 85/1963, BGBl. Nr. 184/1963, BGBl. Nr. 253/
1963, BGBl. Nr. 320/1963, BGBl. Nr. 301/1964,
BGBl. Nr. 81/1965, BGBl. Nr. 96/1965, BGBl.

Nr. 220/1965, BGBl. Nr. 309/1965, BGBl.
Nr. 168/1966, BGBl. Nr. 67/1967, BGBl. Nr. 201/
1967, BGBl. Nr. 6/1968, BGBl. Nr. 282/1968,
BGBl. Nr. 17/1969, BGBl. Nr. 446/1969 und
BGBl. Nr. 385/1970 wird abgeändert wie folgt:

§ 94 Abs. 1 lit. b hat zu lauten:
„b) die Summe der in dieser Pension berück-

sichtigten und der nach deren Stichtag
erworbenen Versicherungsmonate (§ 224)
mindestens 540 beträgt; hiebei sind die
Versicherungsmonate der Pensionsversiche-
rung nach diesem und anderen Bundes-
gesetzen zusammenzuzählen."

Artikel II
Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1972 in

Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Jonas
Kreisky Häuser

374 . Bundesgesetz vom 16. Juli 1971, mit
dem das Gewerbesteuergesetz 1953 geändert
wird (Gewerbesteueränderungsgesetz 1971)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Gewerbesteuergesetz 1953, BGBl. Nr. 2/

1954, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 191/1954, 59/1955, 303/1959, 194/1961, 160/
1966, 2/1967, 44/1968, 278/1969 und 439/1969
und der Kundmachungen BGBl. Nr. 11/1961,
266/1963 und 265/1964 wird wie folgt geändert:

1. § 11 Abs. 2 Gewerbesteuergesetz hat wie
folgt zu lauten:

„(2) Die Steuermeßzahlen für den Gewerbe-
ertrag betragen

1. bei natürlichen Personen und bei Gesell-
schaften im Sinne des § 1 Abs. 2 Z. 1

für die ersten 30.000 S des
Gewerbeertrages 0 v. H.

für die weiteren 40.000 S des
Gewerbeertrages 7 v. H.

für die weiteren 35.000 S des
Gewerbeertrages 6 v. H.

für alle weiteren Beträge des
Gewerbeertrages 5 v. H.

2. bei anderen Unternehmen 5 v. H."
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2. § 25 Abs. 2 hat wie folgt zu lauten:

„(2) Übersteigt die Lohnsumme des Gewerbe-
betriebes im Kalendermonat nicht 7500 S, so
werden von ihr 5000 S abgezogen."

Artikel II

(1) Die Bestimmungen des Art. I Z. 1 sind
erstmals bei der Veranlagung für das Kalender-
jahr 1972 anzuwenden.

(2) Die Bestimmungen des Art. I Z. 2 sind
erstmals für die Zeit nach dem 31. Dezember 1971
anzuwenden.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

3 7 5 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 15. September 1971,
mit der die Österreichische Arzneitaxe 1962
geändert wird (35. Änderung der Arzneitaxe)

Auf Grund des § 7 des Gesetzes vom 18. De-
zember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betreffend die
Regelung des Apothekenwesens wird verordnet:

Artikel I

Die Österreichische Arzneitaxe 1962, BGBl.
Nr. 128, zuletzt geändert durch die Verordnung
BGBl. Nr. 220/1971 wird wie folgt geändert:

In der Anlage B werden die Preisansätze der
nachstehend angeführten Gefäße wie folgt fest-
gesetzt:

Artikel II

Die Verordnung tritt mit 1. Oktober 1971 in
Kraft.

Häuser

3 7 6 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
16. September 1971, mit der die Kraftfahr-
gesetz-Durchführungsverordnung 1967 durch
Bestimmungen über den Gehalt an Bleiver-
bindungen in Kraftstoffen ergänzt wird

(3. Novelle zur KDV 1967)

Auf Grund des § 11 Abs. 4 des Kraftfahr-
gesetzes 1967, BGBl. Nr. 267, in der Fassung der
Kraftfahrgesetz-Novelle 1971, BGBl. Nr. 285,
wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für soziale Verwaltung verordnet:

Artikel I

Die Kraftfahrgesetz-Durchführungsverordnung
1967, BGBl. 399, in der Fassung der Verordnun-
gen BGBl. Nr. 77/1968 und BGBl. Nr. 204/1968
und der Kundmachungen BGBl. Nr. 256/1970,
257/1970 und 201/1971 wird wie folgt geändert:

Nach § 7 ist als § 7 a einzufügen:

„§ 7 a. Gehalt an Bleiverbindungen in Kraft-
stoffen.

(1) Bei den für den Betrieb von Kraftfahr-
zeugen und Anhängern oder ihrer Einrichtungen
feilgebotenen Kraftstoffen darf der Gehalt an
Bleiverbindungen, berechnet als Blei, 0,7 g je
Liter nicht überschreiten.

(2) Von den Bestimmungen des Abs. 1 sind
Kraftstoffe ausgenommen, die vor dem 1. Ok-
tober 1971 erzeugt oder in das Bundesgebiet ein-
gebracht worden sind."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1971
in Kraft und verliert mit dem Ablauf des 31. März
1972 ihre Gültigkeit.

Staribacher
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